
Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 2006 57

4. Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 2006

4.1. Migration
4.1.1. Verfügung des Oberbürgermeisters: Neuordnung der städtischen Friedens- und

Integrationsarbeit  
4.1.2. Beschluss des Kulturausschusses: Einrichtung eines „Interventionsrats“ 
4.1.3. Beschluss des Jugendhilfeausschusses: Einrichtung des „Jugendforums

Interkulturelle Integration“ - KITT 
4.1.4. Verfügung des Oberbürgermeisters: 

Einrichtung eines „Kompetenzzentrums Integration“ KomIn
4.1.5. Das PUSULA – Projekt                      
4.1.6. Das Stadtteilmütterprojekt geht an die Grundschulen
4.1.7. Koordination der Bildungsträger zu „Interkultureller Kompetenz“ 
4.1.8. Aussprache mit türkischen Vereinen im Jugendhilfeausschuss

4.2. Wertewandel
4.2.1. „Change-In“ – geht im Oktober 2006 in die 8. Runde
4.2.2. „Wir sind Augsburg“ – das Jugendpartizipationsprojekt 2006 – 2007 
4.2.3. Die neue Stadtbücherei 
4.2.4. Kontaktstelle neuer Wohnungsbau 

4.3. Demografie 
4.3.1. Projekt „Mehrgenerationenhaus“
4.3.2. Die Alzheimerkampagne 2006
4.3.3. Der „Seniorenkulturenpreis“ 2007
4.3.4. Jour fixe „Integration durch Barrierefreiheit“
4.3.5. Bertelsmann Stiftung, Wegweiser demografischer Wandel: 

Handlungsempfehlungen für Städte des Demografietyps 1  



Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 200658

4.1. Migration

4.1.1. Verfügung des Oberbürgermeisters: 
Neuordnung der städtischen Friedens- und Integrationsarbeit
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4.1.2. Beschluss des Kulturausschusses: Einrichtung eines „Interventionsrates“
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4.1.3. Beschluss des Jugendhilfeausschusses: 
Einrichtung des „Jugendforum Interkulturelle Integration“ – KITT
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4.1.4. Verfügung des Oberbürgermeisters: 
Einrichtung eines „Kompetenzzentrums Integration“ – KomIn
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4.1.5. Das PUSULA-Projekt



Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 200670



Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 2006 71



Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 200672

4.1.6. Das Stadtteilmütterprojekt geht an die Grundschulen

Seit dem Schuljahr
2006/2007 sind 
die Stadtteilmütter
auch an den
Grundschulen aktiv
– gestartet wurde
an der Grund-
schule St. Anna
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4.1.7. Koordination der Bildungsträger zu
„Interkultureller Kompetenz“

Treffen Interkultureller Fortbildungsträger
am 7.7.2006

Anwesend: 
Alfons Mayer, KJF Akademie für 
Entwicklung-Forschung-Bildung; 
Dr. Jens Colditz, Augustanaforum; 
Angela Thelen, Caritasverband; 
Hansi Ruile, Interkulturelle Akademie; 
Cornelia Janni-Schmid, BfZ; 
Michaela Walser, 
Städtische Fortbildungsakademie; 
Gabriele Kühn, 
Kompetenzzentrum Familie, 
Sabine Nölke-Schaufler, Kompetenzzen-
trum Integration; 
Dr. Konrad Hummel, Sozialreferent; 
Matthias Garte, AIP-Sozialraumplanung

Dr. Hummel erläuterte, dass der Grün-
buchprozess eine Abstimmung der Träger
Interkultureller Fortbildungen notwendig
macht. Bei dem gebotenen Respekt vor
der Eigenständigkeit der Träger und ihren
berechtigten Eigeninteressen geht es da-
bei auch um eine gemeinsame inhaltliche
Ausrichtung. Ein solcher Prozess muss
langfristig angelegt sein, wir reden von
einem Zeithorizont von cirka fünf Jahren.
Die Interkulturalität der Mitarbeiter können
wir nur langsam steigern, ein geduldiger
Innovationsprozess ist vonnöten: Kompe-
tenzen bündeln, Integration auch als Pro-
zess Arm-Reich, Jung-Alt, zwischen ver-
schiedenen Lebensstilen und Milieus ver-
stehen.   

Auf den gleichzeitig gestarteten Arbeits-
kreis der Träger der (beruflichen) Erwach-
senenbildung (IHK u.a.) und die notwen-
dige Abstimmung mit diesem wurde ver-
wiesen. 

Schlaglichter aus der Diskussion:

– von dem notwendigen Quantensprung 
in der interkulturellen Fortbildung sind 
wir noch weit entfernt, die Bemühun-
gen hinken der Wirklichkeit weit hin-
terher.

– Bislang gibt es eher nur Angebote 
konventioneller Erwachsenenbildung.

– Im Kopf der „Entscheider“ ist dies 
noch kein zentrales Thema, deshalb 
muss Interkulturalität Teil der Schu-
lung der Führungskräfte sein, ins Auge 
zu fassen ist auch eine eigene über-
greifende Tagung mit geladenen Teil-
nehmern.

– Viele Mitarbeiter sind verunsichert, 
wie platzieren wir das Thema?

– Ist der immer wiederkehrende Fort-
bildungsweg der richtige? Was können 
wir anders machen? Z.B. gemeinsame 
Projekte und deren Evaluation. 

– Unterschiedliche Zielgruppen der 
anwesenden Träger: Fachkräfte der 
Sozialen Arbeit, Gesundheitsberufe, 
etc.  

– Wir brauchen in dieser Frage eine 
gemeinsame CI des Umgangs mit der 
Interkulturalität

– Wie beziehen wir Migranten um-
fassend und gleichberechtigt in diese 
Prozesse mit ein? 

– Das reichlich vorhandene Erfahrungs-
wissen vor Ort wird oft nicht genü-
gend transportiert, wie schaffen wir 
eine praktische, angemessene Verbin-
dung zwischen Metaebene (Wissen-
schaft, Bundesinstitutionen) und dem, 
oft nicht genügend reflektierten Praxis-
wissen vor Ort? 

Vier Handlungsebenen wurden definiert: 

– Schaffung eines Referentenpools aus 
der Augsburger Praxis, der in geplante 
Maßnahmen eingebaut werden kann 
(mit klaren Konditionen), der auch eine 
gemeinsame, abgestimmte Linie ver-
tritt. 

– Beginn eines Leitbildprozesses, ggf. 
anknüpfend an das städtische Leitbild 
(Integrationsgrundsätze im Weißbuch) 
mit einem längerfristigen Zeithorizont. 

– Schaffung einer interkulturellen „Platt-
form“ für den Austausch der Fach-
kräfte, ggf. eine eigene Plattform für 
engagierte Bürger, Migranten und 
Nichtmigranten mit regelmäßigen 
Treffen.

– Aufbau von Instrumenten zur 
Evaluierung von Projekten als Instru-
ment gegenseitigen Lernens. 
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Ein Beispiel: Fortbildung der „Interkulturellen Akademie“ 
für Fachkräfte im Elementar- und Primarbereich in Augsburg
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Augsburger 
Allgemeine vom
12.7.2006

4.1.8. Aussprache mit türkischen Vereinen im Jugendhilfeausschuss am 11.7.2006
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4.2. Wertewandel

4.2.1. Change-In geht im Oktober 2006 in die 8. Runde

Aus: Bildungsof-
fensive Augsburg,
Schule – fit für die
Zukunft
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4.2.2. „Wir sind Augsburg“ – das Jugendpartizipationsprojekt 2006 – 2007

Infos unter: www.wirsind.augsburg.de oder 3 24-43 27, Frau Dörfler



Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 200678

4.2.3. Die neue Stadtbücherei

Augsburger 
Allgemeine vom
23.9.2006
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4.2.4. Kontaktstelle neuer Wohnungsbau



Das Weißbuch „Eine Stadt für alle“ 2006 / Dokumentation: Maßnahmen im Jahr 200680

Augsburger 
Allgemeine vom
16.3.2006
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4.3. Demografie

4.3.1. Projekt „Mehrgenerationenhaus“

„Mehrgenerationenhaus“ ist ein bundes-
weit aufgelegtes Fachprogramm.

„Mehrgenerationenhaus“ will dem inter-
generativen Denken und Handeln einen
Raum geben, um sich jenseits von Isola-
tion und Großfamilie gleichberechtigt in
einem sozialen, überschaubaren Gefüge
für einander zuständig zu fühlen. 

„Mehrgenerationenhaus“ setzt auf Sinn-
stiftung und Respekt vor der Unterschied-
lichkeit von Lebensphasen und Lebens-
situationen. 

In einem mühevollen, aber lohnenswerten
Weg des Aufeinanderzugehens liegen
Möglichkeiten für eine verantwortliche
Zukunftsentwicklung. Die Älteren haben
die Gelegenheit sich in der wertschätzen-
den Hinwendung zur nächsten Generation
als wichtige Pfeiler, Begleiter und Unter-
stützer einzubringen. Die Jugend erfährt
durch die Älteren Wertschätzung und par-
tizipiert von deren Erfahrungswissen.
Familien und Kinder erhalten Unterstüt-
zung in Lebens- und Alltagsfragen.

An vielen Orten in Augsburg gibt es
bereits Gelegenheit für die Begegnung der
Generationen. Bislang sind sie nicht ver-
netzt und koordiniert.

Für Augsburg ist - unter der Federführung
des Seniorenbeirates - ein Sternkonzept
geplant, von dem aus in der gesamten
Stadt intergeneratives Denken und Han-
deln in den vier Sozialregionen transpor-
tiert und multipliziert wird. Analog zu den
vier „K.I.D.S.“-Stützpunkten entsteht in
jeder Sozialregion ein „Kristallisations-
punkt“ von dem die Dienstleistung zwi-
schen den Generationen befördert und
koordiniert werden kann.

Kompetenzzentrum Familie
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4.3.2. Alzheimer – Kampagne 2006, 
initiiert von den Fachdiensten

6 Monate wurden viele Berufsgruppen
erfolgreich in ein wichtiges „Normalisie-
rungsprinzip“ einbezogen: Leben mit
besonderen Lebenslagen, hier der
Demenz: es waren Bankangestellte, Poli-
zei, Apotheker, Lehrer etc.

Es wurden neue Wege eröffnet, z.B. das
Tanzcafe. Schnittstellen zur Kultur wurden
aufgezeigt: z.B. mit dem Stadttheater.

Die kommunale Sozialpolitik hat mit dem
Zuschussbeschluss reagiert, sich an der
Sicherung der gerontopsychiatrischen
Fachstellen zu beteiligen. Es werden wei-
tere Aktionen angeregt, die das Leben mit
chronischen Krankheiten deutlich werden
lassen. Dies wird alle Altersgruppen einer
älter werdenden Gesellschaft betreffen.

„Mit Alzheimer leben“ – Bericht der Fachkräfte

Viele Bürger wissen nicht, wie sie mit Menschen mit Demenzerkrankung
umgehen bzw. deren Verhalten einordnen sollen. Deshalb wurden vor
allem Berufs- und Interessengruppen angesprochen, die in ihrem alltäg-
lichen Kontext demenzerkrankten Menschen begegnen, wie z.B. Polizei-
beamte, Apotheker, Seelsorger, Bankangestellte und Hausmeister. Diese
sollten als Multiplikatoren gewonnen werden. Wichtig war deshalb die
Information vor Ort, im Stadtteil, um so direkt auf das „soziale Klima“
einwirken zu können.
Alle Menschen sollen besser Bescheid wissen und mehr Verständnis
entwickeln können. Anknüpfungspunkt der Werbung nach mehr Respekt
und Würde im Umgang mit demenzerkrankten Menschen war der eigene
Erfahrungs- und Wirkungskreis.
Rückmeldungen bestätigen, dass sich viele jetzt sicherer und selbstver-
ständlicher gegenüber von Demenz betroffenen Menschen verhalten
können. Die Sensibilität wurde erhöht, so dass den Teilnehmern hilfs-
bedürftige Personen nun häufiger und schneller auffallen. Als besonders
entlastend wurde das Wissen über die regionalen bzw. stadtteilbezoge-
nen Anlauf- und Beratungsstellen bewertet: mit dem „Problem“ nicht
allein dazustehen, sondern auf professionelle Unterstützung zurück-
greifen und diese vermitteln zu können. So können die Teilnehmer jetzt
bewusster auf Menschen mit Demenz zugehen. 
Am Rahmenprogramm beteiligten sich viele soziale Einrichtungen, Bil-
dungsträger und kulturelle Institutionen mit Engagement und Kreativi-
tät: Informationsveranstaltungen, Tanzcafes für Menschen mit Demenz,
Theaterstücke u. a. im Stadttheater, bis hin zu einem Kunstprojekt mit
Schülern und Senioren. Es gelang eine „Aufbruchstimmung“ herzustel-
len, so dass man heute zu Recht sagen kann: „Alzheimer“ war und ist
auf eine ganz neue, andere Art „Stadtgespräch“.

Die Alzheimer-Kampagne 2006 wurde im Auftrag der Stadt Augsburg
von den beiden Stellen der ambulanten Sozialarbeit Gerontopsychiatrie
(AWO Augsburg und Sozialstation Lechhausen), der Stelle „Alzheimer
Aktiv“ (Malteser Hilfsdienst) in enger Kooperation mit den Fachberatun-
gen für Senioren im Stadtgebiet Augsburg geplant, organisiert und
durchgeführt. 

Claudia Niederleitner, Christian-Dierig-Haus
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4.3.3. Erster Augsburger 
Seniorenkulturenpreis 2007

Er wird von der Stadt Augsburg und dem
Seniorenbeirat der Stadt ausgelobt. 
Er ist ein Beitrag zum aktiven älter werden,
dem demografischen Wandel und der
Integration der Generationen in unserer
Stadt.

– Prämiert werden zukunftsweisende 
Projekte, Aktivitäten und Initiativen,
die einen besonders gelungenen 
Beitrag in der Altenhilfe leisten,

d.h., dass der Beitrag
- dem Miteinander dient
- die Generationen verbindet   
- ein sinnhaftes und erfülltes Leben 

fördert

– von vorwiegend ehrenamtlich tätigen 
Gruppen ausgeführt wird

– die Beteiligten mehrheitlich Personen 
ab 60 Jahre sind.

– Diese Ausschreibung richtet sich an 
alle gemeinnützigen Träger,
Kirchengemeinden, Seniorenclubs, 
Stiftungen oder privat organisierte 
Gruppen.

Die drei ersten Preise, im Umfang von ins-
gesamt 1.000 Euro, werden anläßlich der
20jährigen Jubiläumsfeier des Senioren-
beirats am 7. November 2007, verliehen.

Kontakt und Infos:

Kompetenzzentrum Integration
Fachbereich Sozialplanung 
Projektstelle Altenhilfe
Frau Isolde Klügel 
Schießgrabenstraße 4 
86150 Augsburg 

Tel.: 08 21/3 24 43 29 

Email: isolde.kluegel@augsburg.de

4.3.4. Neuer Jour fixe: 
„Integration durch Barrierefreiheit“

Im Bereich Bauen, Verkehr und Wohnen
sind ständige Anpassungen an barriere-
freie Standards notwendig. Dies erfordert
eine frühzeitige und rechzeitige Abstim-
mung mit dem Behindertenbeirat. Die Inte-
gration behinderter Kinder und Jugendli-
cher in Kindergärten und Schulen erfordern
eine trägerübergreifende Planung. Im Zuge
der Demografie wird es neue Wohnformen
für behinderte ältere Menschen geben
müssen. Für die jeweiligen Sozialregionen

soll es barrierefreie Stadtpläne geben. Im
interkulturellen Bereich sollen Migranten
mit Behinderungen beteiligt werden. 

Deshalb gibt es seit 2006, auf Initiative des
Sozialreferats, im halbjährigen Turnus
einen „Jour Fixe“ des  Behindertenbeirates
mit dem Stadtplanungsamt, den Stadt-
werken und anderen betroffenen Dienst-
stellen, um dem Behindertenbeirat früh-
zeitig Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

Das erste Treffen fand am 22.3., das zweite
am 6.10.2006 statt.  
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4.3.5. Bertelsmann Stiftung, 
Wegweiser demografischer Wandel:
Handlungsempfehlungen für Städte 
des Demografietyps 1  

Die Auswirkungen des demographischen
Wandels werden in den Großstädten in
nahezu allen Feldern der Stadtentwicklung
spürbar sein. Daher ist es erforderlich, 
ressortübergreifende Gesamtprozesse zu
initiieren. Ziel ist es, den demographi-
schen Wandel umfassend zu bearbeiten
und im Dialog mit den lokalen Akteuren
aus Politik, Verwaltung und Bürgerschaft,
den kommunalen Entscheidern und den
Fachressorts Maßnahmenpakete zu ent-
wickeln.

Dabei müssen angesichts der Finanz-
situation klare Prioritäten gesetzt werden. 
Diese werden in den folgenden Hand-
lungsfeldern gesehen.

1. Sozialer Segregation entgegenwirken
und aktive Integrationspolitik betreiben.
Segregation und Integration gehören in
nahezu allen Großstätten zu den wichtig-
sten kommunalen Handlungsfeldern. Den
absehbaren und bereits spürbaren Folgen
ist in den Städten aktiv zu begegnen – im
Interesse der Menschen und auch des
Wirtschaftsstandortes: 
– sozial stabile und integrative Stadtteil-

politik etablieren und im Sinne ganz-
heitlicher Ansätze neu ausrichten 

– sozialen Segregationsprozessen ent-
gegenwirken durch Maßnahmen in 
Bildung, Sprachförderung, Partizipa-
tion und Städtebau (z. B. Bildungs- 
und Ausbildungsoffensive für junge 
Menschen in sozial benachteiligten 
Milieus)

– zehn Handlungsempfehlungen für 
Integrationspolitik umsetzen. 

2. Bürgerschaftliche Verantwortung 
– Beteiligungsmöglichkeiten für 

Senioren schaffen
– bürgerschaftliches Engagement von 

Studierenden fördern

3. Kinder- und Familienfreundlichkeit – 
Chance für die Zukunft 

Entscheidend ist die umfassende und 
zielgruppenorientierte Umsetzung der
Bausteine eine kinder- und familien-
freundlichen Kommune
Dazu gehören:
– ein qualitätsvolles Bildungsangebot 

vor allem in Schulen mit hohem Aus-
länderanteil 

– durchgängige, verlässliche und 
flexible Betreuungsstrukturen, Bera-
tungsangeboten für Familien sowie 
qualitätsvolle Freizeiteinrichtungen 

– ein qualitätsvolles und sicheres 
Wohnumfeld sowie bezahlbarer Wohn-
raum, um die Attraktivität der Städte 
für Familien zu erhöhen und eine 
Trendumkehr der abwandernden 
Familienhaushalte einzuleiten

– eine spezielle Förderung der Kinder 
aus sozial benachteiligen Familien 

Weitere ausführliche Informationen zu
den Handlungsansätzen finden Sie im
Internet unter www.aktion2050.de/weg-
weiser.




